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Einfluss des Vaters auf die Erziehungsentscheide nach sexuellen Übergriffen auf das eigene Kind
Sachverhalt

Ich bin Beiständin nach Art 308 Abs. 2 für drei Kinder 9, 14 und 15. Die Kinder stammen ursprünglich aus Brasilien und wurden als Kleinkinder adoptiert. Der Vater hat das jetzt 14jährige Mädchen während 2 Jahren (zw. 10-12 Jahren) sexuell missbraucht. Das Kind hat Anfang letzten Jahres in der Schule davon erzählt. Das Kinderschutzzentrum wurde eingeschaltet, die Mutter gab Eheschutzmassnahmen ein und trennte sich von ihrem Mann, dieser machte eine Selbstanzeige. Das Gericht verfügte ein begleitetes Besuchsrecht und die Errichtung einer Beistandschaft zur Überwachung der begl. Besuche und bei Bedarf Festlegung der Modalitäten. Ausserdem sollte der Beistand innerhalb von drei Monaten einen Bericht erstellen, ob das begl. Besuchsrecht wieder aufgehoben werden kann und ob Ferien beim Vater möglich seien (der Vater verlangte damals und heute beides). Die Eltern sind beide als selbständige Apotheker tätig und verfügen über genügend materielle Ressourcen. Die begl. Besuche finden alle drei Wochen zw. einem halben und einem ganzen Tag in Begleitung einer SPF Frau oder eines SPF Mannes statt. Der Vater übernimmt die Kosten.

Die Kinder haben alle drei mit Verarbeitungsschwierigkeiten des Geschehenen zu kämpfen und befinden sich in einem Loyalitätskonflikt. Der 9-jährige Knabe ist mittlerweile in einem Internat untergebracht und wurde einer Psychotherapie zugeführt. Dem mittleren (missbrauchten) Kind wurde nach einer KJPD Abklärung eine Therapie bei einer spezialisierten Therapeutin empfohlen und auch begonnen. Die älteste Tochter konnte das Geschehene am wenigsten gut einordnen, war sehr auffällig in Form von aggressivem und selbstgefährdendem Verhalten. Da sie sich mitten in der Adoleszenz befindet, richtete sich ihre Aggression auch immer wieder gegen die Mutter. Das Zusammenleben wurde zunehmend schwieriger. Es kam zu einem Suizidversuch des Mädchens. Jetzt befindet sie sich in einer psychiatrischen Klinik zur Abklärung. Es zeichnet sich ab, dass für die Jungendliche eine geeignete Institution gesucht werden muss. Die Klinik wollte mit mir und den Eltern einen Besprechungstermin (28. März) abmachen, um das weitere Vorgehen zu besprechen. Der Vater verweigert meine Teilnahme, da ich nur für die Besuche zuständig sei. Die behandelnde Ärztin hat mich deshalb wieder ausgeladen.

Im Dezember 06 habe ich meinen Bericht eingereicht. Meine Abklärung hat ergeben, dass die Kinder dermassen verunsichert sind, dass zur Beantwortung der Frage, ob das begl. Besuchsrecht aufgehoben werden kann nicht nur anhand der sozialen Konstellationen beurteilt werden kann, sondern, dass dazu auch die Einschätzung der drei Therapeuten der Kinder eingeholt werden muss. Ich habe deshalb die Weiterführung der begl. Besuche empfohlen und angeregt, dass das Gericht die Therapeutenberichte zur Entscheidfindung einholt. Das ist mittlerweile auch veranlasst worden.

Letzte Woche hat nun wieder ein Standortgespräch mit allen Beteiligten statt gefunden. Der Vater und die SPF Begleiterin vertreten die Ansicht, dass für die beiden nicht missbrauchten Kinder die Begleitung nun aufgehoben werden kann und der Vater im Sommer Ferien mit den Kindern planen könne. Sie forderten mich auf, das per sofort zu tun. Leider musste ich zur Kenntnis nehmen, dass die SPF Frau sich zum Sprachrohr des Vaters hat machen lassen. Beide haben gesagt, dass die Kinder ihnen gegenüber diesen Wunsch geäussert hätten. 

Ich habe allen Anwesenden dann erklärt, dass ich nicht befugt bin, ein Gerichtsurteil abzuändern und dass ich ausserdem noch immer der Ansicht bin, dass die Therapeutenmeinung zur Klärung, ob das begl. Besuchsrecht aufgehoben werden kann, beigezogen werden muss. Auch die Mutter hat dann im Gespräch mitgeteilt, dass sie nicht ohne die Meinung der Therapeuten einem unbegleiteten Besuchsrecht zustimmen würde. 

Da der Vater meine Anwesenheit bei den Gesprächen in der Klinik verweigert (er ist sauer, dass ich nicht nach seiner Pfeife tanze), hat die Mutter einen Antrag für eine Erziehungsbeistandschaft gestellt. Sie benötigt Unterstützung bei einer evt. Platzierung von M., der Regelung der finanziellen Folgen und allgemein Beratung wie sie mit dieser äusserst belastenden Situation umgehen kann. Ich habe der VB ebenfalls mitgeteilt, dass ich die Erweiterung meines Mandates um den Abs. 1 für dringend angezeigt halte.

Fragen:

1. Der Vater meint die Aufhebung des begl. Besuchsrechtes falle unter die Modalitäten, die der Beistand festlegen dürfe. Ich bin da anderer Ansicht. Meiner Meinung nach, muss das Gericht das begl. Besuchsrecht aufheben und den Umfang der zukünftigen Besuche und Ferien festlegen. Was ist richtig?

2. Muss die Erweiterung des Mandates von 308 Abs. 2 auf zusätzlich den Abs. 1 über das Gericht beantragt werden, da noch ein Eheschutzverfahren läuft,  oder kann die VB das verfügen?

3. Der Vater wurde von der VB angeschrieben, um zur beantragten Erziehungsbeistandschaft seine Meinung zu äussern. Er hat telefonisch bei der VB-Sekretärin eine Fristverlängerung verlangt, sich nach meiner Ausbildung erkundigt, sich nach personellen Alternativen für mich erkundigt und eine Einsprache angekündigt. Welches Gewicht hätte die Einsprache des Vaters gegen die Verfügung einer Erziehungsbeistandschaft? Die Mutter ist Inhaberin der Obhut und die Eltern haben noch die gemeinsame elterliche Sorge, da noch Eheschutz besteht.

4. So wie es jetzt aussieht wird die psychiatrische Klinik eine Platzierung in eine geeignete Institution empfehlen. Die Mutter kann diese Notwendigkeit akzeptieren. Wie viel Gewicht hat die Meinung des Vaters, der damit voraussichtlich nicht einverstanden sein wird?

5. Ich habe der VB-Sekretärin mitgeteilt, dass ich es nicht für angebracht halte dem Vater Auskunft über meine Ausbildung zu geben. Ich bin der Ansicht, dass ich gewählte Amtsvormundin bin und deshalb befugt bin, vormundschaftliche Mandate zu führen. Ich bin auch gegen meine Auswechslung. Ich halte das Verhalten des Vaters für kontraproduktive Machtspiele, die ich nicht mitspielen will. Ich kann mir auch in Zukunft eine Zusammenarbeit mit dem Vater vorstellen, wenn diese „Spiele“ geklärt sind. Hat der Vater Anspruch auf Auskunft über meine berufliche Aus- und Weiterbildung? Unter welchen Voraussetzungen kann ein Klient die Auswechslung eines Beistandes verlangen?

Erwägungen

1. Eltern leiten im Blick auf das Wohl des Kindes seine Pflege und Erziehung und treffen unter Vorbehalt seiner eigenen Handlungsfähigkeit die nötigen Entscheidungen (Art. 301 ZGB). Wenn sich ein Vater während der Dauer von zwei Jahren sexueller Übergriffe auf seine in der (Vor-)Pubertät stehenden Tochter schuldig macht, verstösst er in derart krasser Weise gegen seine väterlichen Pflichten, dass der Entzug der elterlichen Sorge nahe liegen würde. Es würde damit erwünschterweise verunmöglicht, dass er – während gegen ihn ein Strafverfahren wegen sexuellen Handlungen mit Kindern (Art. 187 StGB), allenfalls unter Ausnützung einer Notlage (Art. 193 StGB) läuft und er gegebenenfalls seine Haftstrafe verbüsst – auf die verbliebene elterliche Sorge des andern Elternteils einwirken kann und Erziehungsentscheide beeinflussen kann, die aufgrund seiner Inkompetenz vermieden werden müssten.

2. Im vorliegenden Fall verblieb dem Vater die elterliche Sorge, womit er trotz seines krassen Fehlverhaltens steuernd in die Erziehungsarbeit der Mutter und der Beiständin sowie in die Beziehungsgestaltung der Kinder eingreifen kann. Mithin liegt ein Problem im Umstand begründet, dass die Vormundschaftsbehörde beziehungsweise das Gericht keine hinreichenden Kindesschutzmassnahmen verordnet hat.

3. Die Vormundschaftsbehörde kann Eltern, Pflegeeltern oder das Kind ermahnen und Ihnen Weisungen erteilen, wenn sich die Ausübung oder Nichtausübung des persönlichen Verkehrs für das Kind nachteilig auswirkt oder wenn eine Ermahnung oder eine Weisung aus andern Gründen geboten ist (Art. 273 Abs. 2 ZGB). Die Zuständigkeit zur Intervention und der Inhalt der Verfügung entspricht den Möglichkeiten, welche der Vormundschaftsbehörde auch gestützt auf Art. 307 Abs. 3 ZGB zustehen. Die Eltern können sich (wohl in Ausnahmefällen) einigen auf eine private Begleitperson. Bei fehlender Übereinkunft der Eltern ist mit der Anordnung eines begleiteten Besuchsrechts eine Besuchsrechtsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB zu verbinden (Hegnauer, ZVW 1996 S. 52; Basler Kommentar ZGB I-Schwenzer N 25 zu Art. 273). Die Anordnung des begleiteten Besuchsrechts stellt damit eine Kindesschutzmassnahme dar, welche  schon unter der alten Form von Art. 273 ZGB (ohne Weisungsregel) zulässig war (BGE 120 II 229; Basler Kommentar ZGB I-Schwenzer, N 25 zu Art. 273). 

Wenn das Gericht nach den Bestimmungen über die Ehescheidung oder den Schutz der ehelichen Gemeinschaft die Beziehungen der Eltern zu den Kindern zu gestalten hat, so trifft es auch die nötigen Kindesschutzmassnahmen (Art. 315a ZGB). Damit obliegt die Anordnung des begleiteten Besuchsrechts im Rahmen eines eherechtlichen Verfahrens dem Gericht, sofern vor Einleitung des eherechtlichen Verfahrens nicht bereits ein Kindesschutzmassnahmeverfahren vor den Vormundschaftsbehörden hängig war (Art. 315a Abs. 3 Ziff. 1 ZGB).

4. Zur Änderung von Kindesschutzmassnahmen und Besuchsrechtsregelungen ist die Vormundschaftsbehörde zuständig, wenn das Gericht nicht gleichzeitig über eine Änderung des Scheidungsurteils bezüglich elterlicher Sorge und/oder des Unterhalts zu befinden hat (Art. 134 Abs. 4 in Verbindung mit Art. 315b ZGB). Hat das Gericht oder die Vormundschaftsbehörde ein begleitetes Besuchsrecht verfügt, obliegt es der Vormundschaftsbehörde, die Besuchsrechtsbegleitung aufzuheben. Sie kann diese Zuständigkeit nicht dem Beistand delegieren, weil eine eindeutige gesetzliche Kompetenzordnung besteht (Art. 273 Abs. 2, 315a und 315b ZGB; Heinz Hausheer, ZVW 1998 S. 23, 25 [unter Vorbehalt der alten Rechtsordnung]). Der Beistand kann das Besuchsrecht überwachen, Modalitäten der Ausübung festlegen, nicht aber die Begleitung anordnen oder aufheben (BGE 5C.146/2004 in ZVW 2004 S. 266 ÜR 53-04).

5. Damit lassen sich die gestellten Fragen wie folgt beantworten:
a. Zuständigkeit zur Aufhebung des begleiteten Besuchsrechts
Zuständig ist die Vormundschaftsbehörde, allenfalls das Gericht (Art. 273 Abs. 2, 134 Abs. 4, 315b ZGB). Der Beistand ist nie zuständig, weil es sich nicht um eine Modalität des Besuchsrechts, sondern um eine Kindesschutzmassnahme handelt.

b. Zuständigkeit zur Erweiterung des Mandats nach Art. 308 Abs. 1 ZGB bei hängigem Eheschutzverfahren
Wenn das Eheschutzverfahren hängig ist, obliegt die Zuständigkeit dem Gericht (Art. 315a ZGB). Es ist aber gestützt auf Art. 315a Abs. 3 Ziff. 2 ZGB möglich, im Meinungsaustausch zwischen Vormundschaftsbehörde und Gericht durch die Vormundschaftsbehörde eine Massnahme anordnen beziehungsweise ergänzen zu lassen. 

c. Gewicht der Einsprache des Vaters gegen die Person der Erziehungsbeiständin
Es steht nicht die Wahl der Erziehungsbeiständin, sondern die Ausweitung ihrer Befugnisse zur Diskussion. Dabei geht es in erster Linie darum, die Inhaberin der Obhut zu unterstützen. Davon ist der Vater nicht direkt betroffen. Es wird für ihn mit wenig Erfolgsaussichten verbunden sein, durch eine einseitig deklarierte Abneigung gegen die Erziehungsbeiständin die Eignung der Beiständin zur Wahrnehmung der erweiterten Befugnisse geltend zu machen. Es lässt sich aus den oft bei Sexualstraftätern zu beobachtenden Allmachtsphantasien erklären, dass er auch die Ausgestaltung einer durch sein Fehlverhalten notwendigen Sicherheitslösung bestimmen möchte. Für Behörden und Rechtsmittelbehörden scheint mir die durchsichtige Verfahrenstaktik des Vaters (Verunsicherungsstrategie) entlarvend, weshalb sie wenig Beachtung verdient. Die Tatsache, dass Sie als Amtsvormundin angestellt sind, muss aus meiner Sicht genügen. Ich wüsste nicht, auf Grund welcher Kompetenz der Vater Ihre beruflichen Qualifikationen beurteilen könnte. Der Vormundschaftsbehörde beziehungsweise dem Gericht ist zu empfehlen, nur auf Argumente einzutreten, welche mit dem konkret zu erteilenden Zusatzauftrag an die Beiständin zu tun haben und bei weiteren Verzögerungen dem Vater eine letzte Frist zu setzen. Die Anordnung der erweiterten Kompetenzen sollte zudem mit dem Entzug der aufschiebenden Wirkung einer allfälligen Beschwerde verbunden werden (Art  314 Abs. 2 ZGB).

d. Gewicht der väterlichen Abwehr gegen eine Klinikeinweisung
Wenn das Wohl des Kindes gefährdet ist und die Eltern nicht von sich aus für Abhilfe sorgen oder dazu ausserstande sind (z.B. weil sie sich uneinig sind), trifft die Vormundschaftsbehörde beziehungsweise das Gericht die notwendigen Kindesschutzmassnahmen. Wenn eine Klinikeinweisung der Tochter erforderlich ist, und der Vater keine Hand bietet (was wiederum erklärbar wäre, da ihm vermutlich der Zugang zu kindlicher Psyche und damit die Kompetenz, kindergerechte Erziehungsentscheide zu fällen, fehlt), kann die Mutter als alleinige Obhutsinhaberin die Versorgung veranlassen. Obhutsrecht bedeutet, darüber entscheiden zu können, wo sich das Kind aufhält (Art. 301 Abs. 3 ZGB). In diesem Sinne interessiert nicht, was der Vater dazu meint, er hat höchstens die Gelegenheit verpasst, einen konstruktiven Beitrag zur desolaten Situation seiner Kinder zu leisten.

e. Voraussetzung zur Auswechslung von Mandatsträgern
Ein Wechsel einer Mandatsträgerin ist zu erwägen, wenn sich die persönlichen Beziehungen in einer Weise entwickelt haben, welche keine zielgerichtete Betreuungsarbeit mehr ermöglichen. Dabei ist immer entscheidend, wer Empfänger der „Dienstleistung Betreuung“ ist: Die Kinder, die Obhutsinhaberin, der Vater, die gesamte Familie? In Ihrem Fall steht die Betreuung des Vaters nicht im Mittelpunkt, sondern die Wahrung der Interessen der Kinder, deren gedeihliche Entwicklung in hohem Mass in Frage steht. Die Entlassungs- und Amtsenthebungsgründe für vormundschaftliche Mandatsträger/innen sind in Art. 443-445 ZGB umschrieben. Im Vordergrund stehen Pflichtvergessenheit, Überforderung, Amtsmissbrauch oder Feindschaft. Zur Feindschaft ist dabei allerdings zu beachten, dass einseitige Feindschaft nur dann einen Wahlausschliessungsgrund darstellt, wenn eine solche Feindschaft infolge von Umständen glaubhaft gemacht wird, die bereits vor der Wahl bestanden. Hingegen kann es nicht angehen, sich einer erst während der Massnahme in Misskredit geratenen Amtsträgerin durch den Hinweis auf eine selbst deklarierte, einseitige Feindschaft zu entledigen, sofern ihr keine Pflichtverletzungen vorgeworfen werden können, oder sie ihrer Aufgabe nicht genügt (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N. 33 zu Art. 384 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 20. März 2007
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